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Roth will U-Boote
stoppen

Die Grünen wollen die Lieferung von
U-Booten an Israel verhindern, falls
diese mit Atomwaffen ausgerüstet wer-
den können. Damit korrigieren sie
ihre Haltung aus der Zeit der rot-grü-
nen Bundesregierung, als der Export
ohne Auflagen gebilligt wurde. „Ich er-
warte eine Klarstellung, dass die Boo-
te nur konventionell bewaffnet wer-
den“, erklärt die Bundesvorsitzende
Claudia Roth, „sonst dürfen sie nicht
ausgeführt werden.“ Es widerspreche
„eklatant den deutschen Exportbestim-
mungen, nach denen Rüstungsgüter
nicht in Spannungsgebiete gelangen

dürfen, wenn sie dort zu einer Eskala-
tion beitragen können“. Schon die Lie-
ferung konventionell zu bewaffnender
U-Boote sei „eine schwierige Entschei-
dung, die aber wegen des deutschen
Sonderverhältnisses zu Israel akzepta-
bel“ sei. Im Falle einer Regierungsbe-
teiligung im Bund 2013 wollen die Grü-
nen „die Richtlinien deutlich verschär-
fen“. Auch den Export von Kampfpan-
zern des Typs „Leopard“ nach Saudi-
Arabien würde ihre Partei zu verhin-
dern suchen, so Roth: „Die Grünen
werden alles tun, um diese Genehmi-
gung definitiv zu untersagen.“

G L E I C H B E R E C H T I G U N G

Quote soll ins Wahlprogramm
In der Union verschärft sich der Streit
um die Quote für Frauen in Führungs-
positionen. Nachdem FDP-Chef Phil -
ipp Rösler in einem Spitzentreffen mit
Kanzlerin Angela Merkel und CSU-
Chef Horst Seehofer vergangene Wo-
che klargemacht hat, dass er in dieser
Legislaturperiode jedes Gesetzesvorha-
ben zur Quote blockieren werde, star-
tet Bundesfamilienministerin Kristina
Schröder (CDU) eine neue Initiative.
„Ich werde beim Thema Frauen in Füh-
rungspositionen nicht nachlassen und
bis zum Ende des Jahres einen Frauen-
karriereindex auf den Weg bringen“,
sagt Schröder. „Anhand dieser Skala
können Frauen erkennen, wie sehr sich
Firmen bei der Förderung von weibli-
chen Angestellten engagieren.“ 
Allerdings beruht die Initiative der
 Ministerin auf Freiwilligkeit. Viele Frau-
en in der Union drängen dagegen nach
wie vor auf eine Quote. „Die Quote
muss kommen, egal ob fest oder flexi-
bel. Das ist eine Frage der Glaubwür-
digkeit“, sagt die saarländische Minis-
terpräsidentin Annegret Kramp-Karren-
bauer. Die Unionsfrauen im Bundestag

erwägen, einen fraktionsübergreifen-
den Gruppenantrag einzureichen, der
auch von den Quotenbefürwortern in
den Reihen von SPD und Grünen un-
terstützt werden könnte. „Das letzte
Wort über die Quote hat der Bundestag,
nicht Herr Rösler“, sagt die CDU-
 Bundestagsabgeordnete Elisabeth Win-
kelmeier-Becker. Familienministerin
Schröder allerdings sperrt sich gegen
einen Gruppenantrag: zum einen, weil
er nur Aussicht auf Erfolg hat, wenn er
eine starre Quote beinhaltet, was Schrö-
der wiederum ablehnt; zum anderen
würde ein solcher Gruppenantrag die
Existenz der schwarz-gelben Koalition
gefährden. „Es widerspricht dem Geist
der Koali tion, im Bundestag auf wech-
selnde Mehrheiten zu setzen“, sagt
Schröder. Kanzlerin Merkel will das
Thema Quote in das Programm der
Union für die Bundestagswahl 2013 auf-
nehmen. In dieser Sitzungswoche will
Merkel der Gruppe der Frauen in der
Fraktion einen Besuch abstatten. Dann
soll es auch um das Betreuungsgeld ge-
hen, das die Unionsfrauen vehement
bekämpfen.

TA
R

A
 T

O
D

R
A

S
-W

H
IT

E
H

IL
L 

/ 
D

A
P

D

Israelisches U-Boot aus Deutschland 
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Schröder, Merkel 

ZAHL DER WOCHE

2483 Euro

kommen zusammen, wenn jene fünf
Euro, mit denen die schwarz-gelbe
 Koalition künftig private Pflegeversi-
cherungsverträge fördern will, über
30 Jahre angespart und mit durch-
schnittlich zwei Prozent verzinst wer-
den. Das reicht, um gut drei Wochen
lang den Aufenthalt in einem Pflege-
heim zu bezahlen, der pro Monat der-
zeit etwa 3000 Euro kostet. 


